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I. Ausgangslage  
In der Volksabstimmung vom 18. Mai 2003 wurde im Kanton Aargau die Volksini-
tiative "Abspecken beim Grossen Rat" angenommen. Diese verlangte eine Redukti-
on der Mitgliederzahl des Grossen Rats von 200 auf 140, unter Beibehaltung des 
Proporzwahlverfahrens mit den Bezirken als Wahlkreisen; durch Gesetz können 
Wahlkreise neu zu Wahlkreisverbänden zusammengefasst werden1. 
Der Grosse Rat des Kantons Aargau beschloss am 29. Juni 2004 eine Anpassung 
des Grossratswahlgesetzes, welche trotz verminderter Mitgliederzahl auf die Ein-
führung von Wahlkreisverbänden verzichtete und die Bezirke als Wahlkreise beibe-
hielt. Diese Gesetzesänderung wurde in der Volksabstimmung angenommen.  
Aufgrund einer dagegen erhobenen staatsrechtlichen Beschwerde stellte das Bun-
desgericht mit Urteil vom 27. Oktober 2004 fest, dass diese Ausführungsgesetzge-
bung mit Art. 34 Abs. 2 in Verbindung mit Art. 8 Abs. 1 BV nicht vereinbar ist. 
Hingegen lehnte es das Bundesgericht ab, das geänderte Grossratswahlgesetz auf-
zuheben. Es gestattete die Durchführung der vier Monate nach dem Bundesgerichts-
entscheid stattfindenden Grossratswahl nach den damals geltenden Regeln, um dem 
Kanton Aargau die notwendige Zeit einzuräumen, eine verfassungskonforme Aus-
führungsgesetzgebung zu erlassen, und forderte die zuständigen Behörden des Kan-
tons im Sinne eines Appellentscheids auf, im Hinblick auf die übernächsten Gross-
ratswahlen eine verfassungsmässige Wahlordnung unter Beachtung der bundesge-
richtlichen Erwägungen zu schaffen2. 
Mit Botschaft vom 27. September 2006 beantragte der Regierungsrat dem Grossen 
Rat dementsprechend eine Revision der Kantonsverfassung und des Grossratswahl-
gesetzes. Sie sah die Einführung der Sitzzuteilungsmethode „Doppelter Pukels-
heim“ vor. Der Grosse Rat beschloss am 20. März 2007 in erster Beratung die Ein-
führung dieses Wahlsystems. In Abweichung von der regierungsrätlichen Vorlage 
sah der grossrätliche Beschluss die Einführung eines direkten Quorums von 5% vor, 
welches mindestens in einem Bezirk erreicht werden muss, damit eine Partei bei der 
gesamtkantonalen Sitzverteilung (Oberzuteilung) berücksichtigt wird. Gleichzeitig 
beauftragte der Grosse Rat den Regierungsrat im Hinblick auf die zweite Beratung 
des Gesetzes, verschiedene Varianten von Quorumsregelungen sowie die Auswir-
kung von Listenverbindungen zu prüfen. 
Der Regierungsrat liess die sich im Zusammenhang mit dem Auftrag des Grossen 
Rates stellenden verfassungsrechtlichen Fragen durch ein Rechtsgutachten klären. 
Darin war die Zulässigkeit von Quoren in einem, zwei oder mehreren Bezirken so-
wie gesamtkantonal zu prüfen und zu den Auswirkungen von Listenverbindungen 
__________________________________ 
1  §§ 76 und 77 der Kantonsverfassung des Kantons Aargau vom 25. Juni 1980 in der Fassung vom 
18. Mai 2003 (KV; Systematische Sammlung des Bundesrechts [SR] 131.227). 
2  BGE 131 I 74 E. 5.5 und 6.1. 
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Stellung zu nehmen. Der vorliegende Beitrag gibt die teilweise gekürzte Fassung 
dieses Rechtsgutachtens wieder. 
 
II. Bundesrechtliche Anforderungen an die Wahl kantonaler 
Parlamente  
1. Kompetenz der Kantone zur Ausgestaltung ihres politischen 
Systems 
Die Kantone regeln gemäss Art. 39 Abs. 1 BV die Ausübung der politischen Rechte 
in kantonalen und kommunalen Angelegenheiten. Sie sind in der Ausgestaltung ih-
res politischen Systems weitgehend frei. Sie müssen sich aber gemäss Art. 51 
Abs. 1 BV eine demokratische Verfassung geben. Namentlich muss das Kantons-
parlament direkt vom Volk gewählt werden3. Diesen verfassungsrechtlichen Anfor-
derungen genügen nach der Rechtsprechung und der herrschenden Lehre grundsätz-
lich sowohl das Mehrheits- (Majorz-) als auch das Verhältnis- (Proporz-
)wahlverfahren4. 
Eine Schranke für die Ausgestaltung des Wahlverfahrens bildet das Gleichheits-
gebot gemäss Art. 8 Abs. 1 BV, welches in Verbindung mit der Gewährleistung der 
politischen Rechte gemäss Art. 34 und mit Art. 51 Abs. 1 BV auch die politische 
Gleichberechtigung der Bürger garantiert5. Als Bestandteil der Wahl- und Abstim-
mungsfreiheit kommt dem Gleichheitsgebot für die politischen Rechte besondere 
Bedeutung zu6. Aus der Rechtsgleichheit und der politischen Gleichberechtigung 
folgt die Wahlrechtsgleichheit7. Diese beinhaltet die Grundsätze der Zählwert-
gleichheit, der Stimmkraftgleichheit, der Erfolgswertgleichheit sowie der Chancen-
gleichheit. 
Der Grosse Rat des Kantons Aargau wird gemäss § 76 Abs. 2 KV vom Volk nach 
dem Verhältniswahlverfahren gewählt. Ein Verhältniswahlverfahren kennzeichnet 
sich seinem Ziel nach dadurch, dass es den verschiedenen Gruppierungen, die sich 
an den Wahlen beteiligen, eine zahlenmässige Vertretung in den zu bestellenden 
__________________________________ 
3  Hangartner/Kley, N 1376; Ruch, Art. 51 N 8; Saladin, Art. 6 N 62. 
4  BGE 131 I 74 E. 3.2; BGE 129 I 185 E. 3.1; BGE in ZBl 1994, S. 479 ff., E. 2a; Garrone, 
S. 38 f.; Hangartner/Kley, N 2468; Tschannen, Staatsrecht, § 52 Rz. 56; noch anderer Ansicht: 
Tschannen, Stimmrecht, S. 500 ff. 
5  BGE 129 I 185 E. 3.1; BGE in ZBl 1994, S. 479 ff., E. 2a; Hangartner/Kley, N 1376; zur Rechts-
grundlage des Stimmrechts als Grundrecht: Tschannen, Stimmrecht, S. 27 f. 
6  BGE 131 I 74 E. 3.1. 
7  BGE 131 I 74 E. 3.1; BGE 129 I 185 E. 7.3. 
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staatlichen Organen ermöglicht, die ihrem Wähleranteil weitgehend entspricht8. Da 
jede Abweichung vom Proporz zwangsläufig zu einer Ungleichbehandlung von 
Wählerstimmen führt, lassen die Wahl- und Abstimmungsfreiheit und die Garantie 
der politischen Gleichberechtigung die Aufnahme proporzfremder Elemente ins 
Wahlverfahren nur zu, wenn dafür ausreichende sachliche Gründe bestehen9. Das 
Bundesgericht hat dementsprechend die Unzulässigerklärung der Wahlkreiseintei-
lung für die Stadtzürcher Gemeinderatswahlen mit einem Verstoss gegen die Bun-
desverfassung begründet und nicht primär mit einem Verstoss gegen das kantonale 
Recht, welches das Verhältniswahlverfahren vorsieht10.  
Dass in der älteren bundesgerichtlichen Rechtsprechung oft nur ein Verstoss gegen 
kantonales Verfassungsrecht festgestellt wurde, liegt zum einen daran, dass eine 
kantonale Vorschrift, die gegen die bundesrechtlichen Mindestgarantien für Ver-
hältniswahlverfahren verstösst, in der Regel gleichzeitig im Widerspruch zur betref-
fenden kantonalen Verfassungsbestimmung steht11. Ausserdem ist zu beachten, dass 
sich das Bundesgericht zur Überprüfung der Kantonsverfassungen im Rahmen der 
abstrakten Normenkontrolle als nicht zuständig betrachtet und sich darüber hinaus – 
jedenfalls zwischen 1957 und 1984 – auch für eine vorfrageweise Überprüfung der 
Kantonsverfassungen für unzuständig hielt12.  
 
2. Wahlrechtsgleichheit  
Die Zählwertgleichheit sichert allen Wählern desselben Wahlkreises die Zuteilung 
einer gleichen Anzahl von Stimmen, die Möglichkeit ihrer Abgabe sowie die glei-
che Berücksichtigung aller gültig abgegebenen Stimmen bei der Stimmenzählung. 
Die Wähler haben Anspruch darauf, dass ihre Stimme bei der Zählung berücksich-
tigt wird13. Die Zählwertgleichheit gilt absolut14. Sie wird durch die vorliegend zu 
prüfenden direkten Quoren nicht in Frage gestellt. 
__________________________________ 
8  BGE 131 I 74 E. 3.3; BGE in ZBl 1994, S. 479 ff., E. 3a; BGE 103 Ia 603 E. 4c; BGE 103 Ia 557 
E. 3c, S. 562; Haller/Kölz, S. 235; Tschannen, Stimmrecht, S. 125. 
9  BGE 131 I 74 E. 3.2; BGE in ZBl 1994, S. 479 ff., E. 2b; vgl. Bolz, Art. 73 N 2a. 
10  BGE 129 I 185 E. 7.6.3. 
11  So z.B. in BGE 109 Ia 203 E. 5b. Bei einzelnen Urteilen ist aus den publizierten Auszügen zu 
schliessen, dass die Verletzung der Bundesverfassung nicht gerügt wurde (so in BGE 107 Ia 217, 
S. 218 und E. 2b, S. 220; BGE 103 Ia 603 E. 4; BGE 103 Ia 557 E. 3). Für Stimmrechtsbeschwer-
den galt wie für staatsrechtliche Beschwerden wegen der Verletzung verfassungsmässiger Rechte 
gemäss Art. 90 Abs. 1 lit. b des Bundesgesetzes über die Organisation der Bundesrechtspflege 
vom 16. Dezember 1943 (nicht mehr in Kraft) das Rügeprinzip (BGE 121 I 334 E. 1b; vgl. heute 
Art. 106 Abs. 2 des Bundesgerichtsgesetzes vom 17. Juni 2005 [BGG; SR 173.110]). 
12  BGE 118 Ia 124 E. 3; vgl. BGE 99 Ia 658 E. 5a. Diese Rechtsprechung wurde mit BGE 111 Ia 
239 und BGE 116 Ia 359 dahingehend geändert, dass das Bundesgericht eine vorfrageweise  
Überprüfung der Kantonsverfassungen nicht mehr absolut ablehnt, die abstrakte Normenkontrolle 
jedoch weiterhin ausschliesst. 
13  BGE 129 I 185 E. 7.3; Garrone, S. 38; Kölz, S. 9; Poledna, S. 26 f., 50 ff. 
14  Kölz, S. 9. 
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Die Stimmkraftgleichheit (auch Stimmgewichtsgleichheit) bezieht sich auf die Ver-
teilung der Parlamentssitze auf die einzelnen Wahlkreise (Sitzzuteilung). Sie ver-
langt ein gleiches Gewicht der Wählerstimmen in den verschiedenen Wahlkreisen 
und damit eine Gleichbehandlung der Wahlkreise15. Dies bedingt bei Verhältnis-
wahlen ein in allen Wahlkreisen möglichst gleiches Verhältnis zwischen der Anzahl 
Sitze und der Bevölkerungszahl16 (Repräsentationsgleichheit)17. Dem Grundsatz der 
Stimmkraftgleichheit wird in der Literatur ausserdem das Verbot zugerechnet, 
Wahlkreise bewusst zum Vorteil einer oder mehrerer Parteien unter Ausnützung re-
gionaler Unterschiede in der Wählerstruktur einzuteilen18. Auch die Stimmkraft-
gleichheit wird durch die vorliegend zu prüfenden direkten Quoren nicht in Frage 
gestellt. 
Die Erfolgswertgleichheit verlangt, dass die Stimme jedes Wählers genau so wie die 
Stimme jedes anderen Wählers zur Wahl eines Parlamentariers beiträgt19. Diese 
Forderung geht über die Zählwertgleichheit und die Stimmkraftgleichheit hinaus 
und betrifft namentlich die Verteilung der Mandate auf die einzelnen Listen. Allen 
Stimmen soll derselbe Erfolg zukommen. Sie sollen in gleicher Weise zum Wahler-
gebnis beitragen; möglichst alle Stimmen sind bei der Mandatsverteilung zu berück-
sichtigen. Dies verlangt zunächst, dass die Zahl der gewichtslosen Stimmen – also 
der Stimmen ohne Einfluss auf die Mandatsverteilung – auf ein Minimum zu be-
grenzen ist20. Die Erfolgswertgleichheit erfasst aber nicht nur den Anspruch auf 
Verwertung der Stimme, sondern bedingt auch eine innerhalb des gesamten Wahl-
gebietes gleiche Verwirklichung des Erfolgswertes. Damit hat sie auch wahlkreis-
übergreifenden Charakter21.  
Bei Proporzwahlen ist der Grundsatz der Erfolgswertgleichheit besonders bedeu-
tend. Er stellt sicher, dass sich der Wählerwille möglichst unverfälscht in der Zu-
sammensetzung des Parlamentes widerspiegelt. Insoweit ist das Prinzip der Er-
folgswertgleichheit ein Teilgehalt des Grundsatzes, wonach kein Wahl- oder Ab-
stimmungsergebnis anerkannt wird, das nicht den freien Willen der Stimmberech-
tigten zuverlässig und unverfälscht zum Ausdruck bringt22. Verschiebungen und 
Einbrüche im System sind nur gestattet, wenn sie wirklich unvermeidbar sind, z.B. 
__________________________________ 
15  Poledna, S. 67. 
16  Bzw. zu der nach kantonalem Recht massgeblichen Repräsentationsbasis. Als Repräsentationsba-
sis kommt neben der Gesamtbevölkerung (Wohnbevölkerung unter Einschluss von Ausländern) 
auch die Schweizer Wohnbevölkerung (unter Einschluss nicht Stimmberechtigter) oder die Zahl 
der Stimmberechtigten in Frage (vgl. Hangartner/Kley, N 1396; Kölz, S. 10 f.; Lutz/Strohmann, 
S. 58). 
17  BGE 129 I 185 E. 7.3; Garrone, S. 38; Poledna, S. 27 ff., 66 ff. 
18  Poledna, S. 67 f. Zum Verbot solcher Wahlkreisgeometrie auch Hangartner/Kley, N 1392. 
19  BGE 131 I 74 E. 3.1; Kölz, S. 10. 
20  BGE 131 I 74 E. 3.1; BGE 129 I 185 E. 7.3; Kölz, S. 10, 18 f.; Poledna, S. 29 f., 99 f. 
21  BGE 131 I 74 E. 3.1; BGE 129 I 185 E. 7.3; Kölz, S. 10, 18 f.; Hangartner, Urteilsbesprechung, 
S. 836; Poledna, S. 30 f., 100. 
22  BGE 123 I 97 E. 4a, S. 105. 
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wenn beim Verfahren nach Hagenbach-Bischoff im Rahmen der Restmandatsvertei-
lung gewisse Stimmen unverwertet bleiben müssen23. 
Die "Verwertung" der Stimmen bedeutet, dass sie für ein zugeteiltes Mandat be-
rücksichtigt werden und damit einen effektiven Einfluss auf die Mandatsverteilung 
haben. Wo dies nicht der Fall ist, spricht das Bundesgericht auch davon, dass diese 
Stimmen gewichtslos bleiben24. Dazu gehören nicht nur jene Stimmen, welche für 
Listen abgegeben werden, die keinen Sitz zugeteilt erhalten. Richtigerweise müssen 
auch jene Stimmen als gewichtslos betrachtet werden, die für die der Liste zugeteil-
ten Vollmandate nicht notwendig waren und auch in der Restmandatsverteilung 
nicht für einen Sitz ausschlaggebend waren25.  
Die Chancengleichheit gewährleistet eine Willensbildung, die auf der Gleichheit der 
Wählerinnen und Wähler bzw. der Kandidierenden beruht. Sie bezieht sich nicht auf 
die Ausgestaltung des Wahlsystems26. 
 
3. Bundesrechtlich zulässige Relativierungen des 
Verhältniswahlverfahrens 
Die Stimmrechtsfreiheit und die Wahlrechtsgleichheit stellen fundamentale Prinzi-
pien des demokratischen Staatswesens dar, die nur aus gewichtigen Gründen einge-
schränkt werden dürfen. Nur einzelne bestimmte Elemente können im Bereich der 
politischen Rechte eine unterschiedliche Behandlung rechtfertigen27.  
Ein reines Verhältniswahlverfahren verlangt die Bundesverfassung jedoch nicht28. 
Einige wenige Kantone wählen das Parlament im Mehrheitswahlverfahren (oder ha-
ben ein Mischsystem); die überwiegende Mehrheit wählt das Kantonsparlament im 
Verhältniswahlverfahren29, so auch der Kanton Aargau30. Dabei handelt es sich aber 
in der Regel nicht um reine Proporzwahlen, sondern um im Einzelnen unterschied-
lich ausgestaltete Methoden, die neben dem Parteienproporz auch den Vertretungs-
anspruch kleiner Wahlkreise garantieren31. Art. 8 BV lässt jedoch die Aufnahme 
proporzfremder Elemente ins Wahlverfahren nur zu, wenn dafür ein überwiegendes 
__________________________________ 
23  BGE 129 I 185 E. 7.3; Kölz, S. 10, 18 f.; Poledna, S. 29 ff., 99 ff. 
24  BGE 129 I 185 E. 7.6.2. 
25  Kölz, S. 10, 18 f. 
26  Poledna, S. 31 f., 147 ff. 
27  BGE 125 I 21 E. 3d.dd, S. 33. 
28  BGE in ZBl 1994, S. 479 ff., E. 2b. 
29  Kölz, S. 4; Lutz/Strohmann, S. 79, 83. 
30  § 77 Abs. 1 KV. 
31  BGE in ZBl 1994, S. 479 ff., E. 2b. 
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öffentliches Interesse besteht und der Grundsatz der Verhältnismässigkeit gewahrt 
wird32.  
Akzeptiert werden im Rahmen der Verhältnismässigkeit gewisse wahlsystembeding-
te Einschränkungen, so beim Verfahren nach Hagenbach-Bischoff in beschränktem 
Mass die hinsichtlich der Erfolgswertgleichheit bestehenden Unzulänglichkeiten 
wegen unterschiedlicher Wahlkreisgrössen oder im Zusammenhang mit der Rest-
mandatsverteilung33. Daneben können auch nicht wahlsystembedingte Gründe wie 
z.B. der Schutz regionaler oder sprachlicher Minderheiten in Betracht fallen34. We-
gen des hohen Stellenwertes der betroffenen politischen Rechte sind nicht wahlsys-
tembedingte Einschränkungen allerdings nur mit grösster Zurückhaltung anzuer-
kennen35. Das Bundesgericht erwähnt in diesem Zusammenhang auch historische, 
föderalistische, kulturelle, ethnische oder religiöse Motive36. 
 
4. Quoren 
Unter Quoren sind im vorliegenden Zusammenhang Mindestanteile an der Wähler-
schaft zu verstehen, von deren Erreichung die Zuteilung von Parlamentsmandaten 
abhängig ist. Quoren können in Unzulänglichkeiten des Wahlsystems in Bezug auf 
die proportionale Abbildung der Wählerschaft begründet sein oder in bewussten ge-
setzlichen Vorschriften. 
Stimmen, die für Listen abgegeben werden, welche ein anwendbares Quorum nicht 
erreichen, fallen für die Mandatsverteilung ausser Betracht. Sie werden gewichtslos 
– ihr Erfolgswert wird durch das Quorum vollständig vernichtet. 
Erfolgt bei Verhältniswahlen die Sitzzuteilung an die Listen (Parteien) abschlies-
send in den einzelnen Wahlkreisen, so ist der für einen Sitz erforderliche Stimmen-
anteil umso grösser, je kleiner die Mandatszahl des Wahlkreises ist37. Der für die 
Zuteilung eines Mandats im Wahlkreis nötige Stimmenanteil wird im Folgenden 
auch als Wahlkreissperrquote bezeichnet; in der neusten bundesgerichtlichen Recht-
__________________________________ 
32  BGE 125 I 21 E. 3d.dd, S. 33; BGE in ZBl 1994, S. 479 ff., E. 2b; BGE 1P.563/2001 vom 
26. Februar 2002, E. 2.2; vgl. auch BGE 131 I 74 E. 3.2; BGE 129 I 185 E. 3.1 („ausreichende 
sachliche Gründe“). 
33  BGE 125 I 21 E. 3d.dd, S. 33; BGE 107 Ia 217 E. 3c.  
34  Das Bundesgericht erwähnt in BGE 125 I 21 E. 3d.dd, S. 33, als Beispiel dafür den in Art. 84 
Abs. 2 und Art. 85 der Berner Verfassung dem Berner Jura garantierten Sitz im Regierungsrat und 
bezeichnet diese Einschränkung als "nur in einem weiten Sinne wahlsystembedingt". 
35  BGE 125 I 21 E. 3d.dd. S. 33. 
36  BGE 129 I 185 E. 7.6.3; BGE in ZBl 1994, S. 479 ff., E. 3b; Hangartner/Kley, N 1392; kritisch: 
Hangartner, Urteilsbesprechung, S. 837 f. 
37  Hangartner/Kley, N 1391; Lutz/Strohmann, S. 55; Töndury, Wahlkreisgrösse, Rz. 28. 
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sprechung wird sie als "natürliches Quorum" angesprochen38. Je grösser die Wahl-
kreissperrquote ist, desto grösser ist auch die Zahl der Wähler, die im Parlament 
nicht vertreten werden, deren Stimmen gewichtslos sind39. Durch die Wahlkreis-
sperrquote kann den kleinen Parteien der Zugang zum Parlament versperrt und die 
Zuteilung der Mandate an die grösseren Parteien verzerrt werden40.  
Indirekte Quoren machen im Verfahren nach Hagenbach-Bischoff die Teilnahme an 
der Restmandatsverteilung vom Erreichen der Verteilungszahl abhängig; diese ist 
die Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen dividiert durch die um eins vermehrte 
Zahl der im Wahlkreis zu vergebenden Mandate, aufgerundet auf die nächst höhere 
ganze Zahl. Ein Restmandat können nur Listen erlangen, die in der ersten Sitzvertei-
lung mindestens ein Mandat (Vollmandat) erreicht haben41. Indirekte Quoren ver-
stärken somit die Wirkung der Wahlkreissperrquoten und beeinträchtigen die Er-
folgswertgleichheit ebenfalls. Der Kanton Aargau sieht die Einführung des Verfah-
rens Doppelter Pukelsheim vor, das keine Restmandate mehr kennt. Damit stellt 
sich auch die Problematik der indirekten Quoren nicht.  
Direkte Quoren schliessen jene Listen von der Mandatsverteilung im Wahlkreis aus, 
welche einen in der Verfassung oder im Gesetz festgelegten Prozentsatz der gülti-
gen Stimmen nicht erreicht haben42. Sie werden vom Bundesgericht synonym auch 
als Sperrklauseln bezeichnet43. Auch direkte Quoren schränken die Erfolgswert-
gleichheit ein44. Sie bilden Gegenstand der nachfolgenden Ausführungen. 
 
5. Bedeutung der Kantonsverfassung 
In BGE 129 I 185 hält das Bundesgericht fest, dass sich der kantonale Verfassungs-
geber mit dem Entscheid für das Verhältniswahlsystem für eine gewisse Erfolgs-
wertgleichheit und grundsätzlich für das in Art. 34 Abs. 2 BV (i.V.m. Art. 8 Abs. 1 
BV) verankerte Gleichheitsgebot entschieden hat45. Daraus ist zu folgern, dass Be-
stimmungen, die in bundesrechtlich zulässiger Weise eine erhebliche Einschränkung 
der Wahlrechtsgleichheit bezwecken bzw. mit sich bringen, eine Grundlage in der 
__________________________________ 
38  Der Begriff "natürliches Quorum" wird in Literatur und Rechtsprechung uneinheitlich verwendet. 
Der hier verwendete Begriff der Wahlkreissperrquote entspricht der Definition des natürlichen 
Quorums gemäss BGE 129 I 185 E. 7.1.2. 
39  BGE in ZBl 1994, S. 479 ff., E. 3c; Nuspliger, S. 151. 
40  BGE 129 I 185 E. 7.1.2 und 7.6.1; Hangartner, Urteilsbesprechung, S. 836; Hangartner/Kley, 
N 1391; Lutz/Strohmann, S. 55; Oppliger, S. 131. 
41  Der Begriff "indirektes Quorum" wird in Literatur und Rechtsprechung uneinheitlich verwendet. 
Die hier verwendete Terminologie folgt der Definition des Bundesgerichts in BGE 129 I 185 
E. 7.1.2.  
42  Zur Definition: BGE 129 I 185 E. 7.1.1. 
43  BGE 131 I 74 E. 5.2 und 5.4. 
44  Poledna, S. 118; vgl. BGE 129 I 185 E. 7.3. 
45  BGE 129 I 185 E. 7.6.1; so schon Kölz, S. 10. 
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Kantonsverfassung benötigen. Wo genau die Grenze zwischen Einschränkungen 
verläuft, die zwar bundesrechtlich noch zulässig sind, aber eine kantonale Verfas-
sungsgrundlage benötigen, und solchen, für welche keine Verfassungsgrundlage er-
forderlich ist, ist auf Grund der geringen Zahl von Präjudizien nicht klar. In BGE 
131 I 74 hat das Bundesgericht nicht nur einen Widerspruch zu den Bestimmungen 
der Aargauer Kantonsverfassung über das Verhältniswahlrecht, sondern auch eine 
Bundesrechtswidrigkeit der dort beurteilten Regelung festgestellt. 
 
III. Zulässigkeit direkter Quoren 
1. Arten direkter Quoren 
Grundsätzlich können direkte Quoren für einen einzelnen Wahlkreis mit Wirkung 
nur für diesen Wahlkreis festgelegt werden. Sodann ist es möglich, ein gesamtkan-
tonales Quorum festzulegen. Schliesslich ist es auch denkbar, Quoren vorzusehen, 
die in einem oder in mehreren Wahlkreisen erfüllt werden müssen, deren Erreichen 
aber die Teilnahme an der Sitzverteilung im ganzen Kanton und mit der Wählerzahl 
sämtlicher Wahlkreise zur Folge hat.  
Die in der publizierten Praxis des Bundesgerichts bisher beurteilten direkten Quoren 
bezogen sich jeweils auf einen Wahlkreis mit Wirkung nur für diesen Wahlkreis. 
 
2. Bundesgerichtliche Rechtsprechung 
Im Urteil Geissbühler46 betrachtete das Bundesgericht ein direktes Quorum von 
12.4% als unzulässig, ein solches von 6.6% jedoch als noch zulässig.  
In BGE 103 Ia 603 Mouvements démocrates liess das Bundesgericht ein direktes 
Quorum von 10% der im Wahlkreis erzielten Wählerstimmen unter den gegebenen 
Umständen noch zu. Es zog in Betracht, dass dieses Quorum nur in zwei Fällen ef-
fektiv zur Anwendung gelangte. Es verwies allerdings auch darauf, dass das Bun-
desgericht den angefochtenen Entscheid nur aufheben könne, wenn die Höhe des 
Quorums offensichtlich gegen den Grundsatz der verhältnismässigen Vertretung 
verstosse. Weiter führte es aus, es handle sich bei einem direkten Quorum von 10% 
offensichtlich um einen hohen Satz und der Gesetzgeber hätte dem verfassungsmäs-
sigen Grundsatz der verhältnismässigen Vertretung zweifellos besser nachgelebt, 
wenn er einen niedrigeren Satz als 10%, etwa 7.5%, 7% oder 5% gewählt hätte47. 
__________________________________ 
46  BGE in Journal des Tribunaux (JdT) 1962 I, S. 271 ff. 
47  BGE 103 Ia 603 E. 6c, S. 611 f. 
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Das Bundesgericht hat in dem die Grossratswahlen des Kantons Aargau betreffen-
den BGE 131 I 74 im Sinne eines obiter dictum für direkte Quoren eine absolute 
bundesrechtliche Grenze von 10% genannt48, die sich auf den einzelnen Wahlkreis 
bezieht49. Es hat allerdings angefügt, dass direkte Quoren schon bei einer Grösse 
von weit unter 10% die gewünschte Wirkung entfalten und dass ihre Festsetzung 
immer ein willkürliches Element in sich trägt. Weiter hat das Bundesgericht fest-
gehalten, dass kaum sachliche Gründe denkbar seien, die eine Annäherung an den 
Wert von 10%, geschweige denn dessen Überschreitung, rechtfertigen könnten. 
Daraus ist zu schliessen, dass direkte Quoren nicht ohne Weiteres bis zu dieser 
obersten Limite zulässig sind. Vielmehr bedürfen sie auch unter dieser Schwelle ei-
ner sachlichen Begründung. Der sachliche Grund muss die festgelegte Höhe recht-
fertigen. Das Bundesgericht hat deutlich zum Ausdruck gebracht, dass ein direktes 
Quorum von auch nur annähernd 10% sachlich kaum gerechtfertigt sein kann. Die 
Zulässigkeit direkter Quoren von 10%, wie sie das Bundesgericht noch in BGE 103 
Ia 603 für zulässig erklärt hatte, wird denn auch von einem Teil der Rechtsliteratur 
kritisiert50. 
 
3. Voraussetzungen der Zulässigkeit direkter Quoren 
Auszugehen ist von der Wahl- und Abstimmungsfreiheit und der Garantie der poli-
tischen Gleichberechtigung, welche in der Bundesverfassung verankert und als 
Grundrechte geschützt sind51.  
Art. 36 BV regelt nach seiner systematischen Stellung und seinem Wortlaut die Ein-
schränkung von Grundrechten. Allerdings ist diese Bestimmung inhaltlich nicht auf 
die Einschränkung sämtlicher Grundrechte zugeschnitten, sondern der Freiheits-
rechte52. Die Bestimmung findet namentlich keine Anwendung auf die Garantie der 
Rechtsgleichheit; für deren Konkretisierung bzw. zur Bestimmung zulässiger Diffe-
renzierungen sind andere Kriterien massgebend53. In der Rechtsliteratur wir fest-
gehalten, dass es dem Gesetzgeber nicht gestattet ist, die verfassungsmässigen poli-
tischen Rechte einzuschränken (dies im Unterschied zu den Freiheitsrechten). Eine 
Verkürzung dieser grundrechtlichen Ansprüche führt ohne Weiteres zur Grund-
rechtsverletzung54. Dies schliesst umgekehrt aber nicht aus, dass einzelne der in 
Art. 36 aufgeführten Voraussetzungen für die Einschränkung von Grundrechten 
auch bei der Beurteilung der Verletzung politischer Rechte zur Anwendung kom-
__________________________________ 
48  BGE 131 I 74 E. 5.4. 
49  Vgl. die bundesgerichtliche Begriffsdefinition in BGE 129 I 185 ff., 197 E. 7.1.1. 
50  Töndury, Demokratie, S. 269. 
51  Dazu vorn II. 1.  
52  Tschannen, Staatsrecht, § 7 Rz. 92 ff. 
53  Häfelin/Haller, N 303. 
54  Tschannen, Staatsrecht, § 7 Rz. 96 ff. 
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men55. Dies erscheint insofern selbstverständlich, als die in Art. 36 BV (nebst ande-
ren) genannten Voraussetzungen der Verhältnismässigkeit und des öffentlichen In-
teresses gemäss Art. 5 Abs. 2 BV gleichzeitig Grundsätze des rechtsstaatlichen 
Handelns sind, welche für das gesamte staatliche Wirken zur Anwendung kom-
men56.  
Die Wahlrechtsgleichheit leitet sich u.a. aus dem Rechtsgleichheitsgebot gemäss 
Art. 8 BV ab. Dieses lässt die Aufnahme proporzfremder Elemente ins Wahlverfah-
ren nur zu, wenn dafür ein überwiegendes öffentliches Interesse besteht und der 
Grundsatz der Verhältnismässigkeit gewahrt wird57. Dem entspricht es, wenn das 
Bundesgericht in BGE 131 I 74 für direkte Quoren sachliche Gründe verlangt, wel-
che ihre Höhe rechtfertigen. Der Grundsatz der Verhältnismässigkeit verlangt, dass 
eine staatliche Massnahme geeignet und erforderlich sein muss, ihr im öffentlichen 
Interesse verfolgtes Ziel zu erreichen, und dass die angestrebte Wirkung nicht in ei-
nem Missverhältnis zu anderen zu beachtenden Interessen stehen darf (Angemes-
senheit)58.  
Da es sich bei der Wahlrechtsgleichheit um ein fundamentales Prinzip des demokra-
tischen Staatswesens handelt, dürfen Einschränkungen nur aus gewichtigen Grün-
den erfolgen59. An die sachlichen Gründe zur Rechtfertigung direkter Quoren sind 
deshalb hohe Anforderungen zu stellen und bei der Beurteilung der Angemessenheit 
ist die Gewährleistung der Wahlrechtsgleichheit stark zu gewichten. 
 
4. Massgebende sachliche Gründe 
a. Übersicht 
In Lehre und Rechtsprechung werden für direkte Quoren folgende Gründe ange-
führt: 
− Sie sollen eine Parteienzersplitterung bzw. eine zu grosse Zersplitterung der im 
Parlament einsitzenden politischen Kräfte verhindern60. 
− Sie sollen die Bildung stabiler Mehrheiten sicherstellen61. 
__________________________________ 
55  Häfelin/Haller, N 303; Tschannen, Staatsrecht, § 7 Rz. 98. 
56  Häfelin/Müller/Uhlmann, Rz. 535, 583. 
57  Dazu vorn II. 3. 
58  Hangartner, St. Galler Kommentar BV, Art. 5 Rz. 33. 
59  Dazu vorn II. 3.  
60  BGE 131 I 74 E. 5.4; BGE in ZBl 2002, S. 206 ff., E. 3e, S. 210; BGE 103 Ia 603 E. 4c, S. 603; 
BGE 103 Ia 557 E. 3c; BGE in JdT 1962 I, S. 271 ff., E. 3 S. 275; sowie die bei Poledna, 
S. 118 f., zitierte Literatur. 
61  BGE 103 Ia 603 E. 4c, S. 605. 
 12
− Sie sollen verhindern, dass die Präsenz kleiner Parteien im Kantonsparlament 
die wirksame Erfüllung der öffentlichen Aufgaben erschwert62.  
− Sie sollen eine Stabilisierungswirkung dahingehend haben, dass Parteien ausge-
schlossen werden, die nur während einer Legislaturperiode den Sprung ins Par-
lament schaffen63. 
Es ist nicht die Verhinderung der Parteienzersplitterung als solche, welche im öf-
fentlichen Interesse liegen könnte. Hinter diesem Ziel stehen vielmehr die Anliegen, 
politische Blockierungen zu verhindern, welche die wirksame Erfüllung der öffent-
lichen Aufgaben erschweren könnten, und die Bildung stabiler Mehrheiten zu för-
dern.  
In der zuständigen Kommission des Grossen Rats und in der 1. Lesung im Grossen 
Rat wurden die folgenden Gründe für die Einführung von Quoren angegeben: 
− Man wolle keine politischen Kleinstgruppierungen mit extremen Meinungen im 
Grossen Rat haben64. 
− Kleinstgruppierungen seien der Effizienz der Beratungen abträglich65. 
 
b. Bildung stabiler Mehrheiten 
An der Bildung stabiler, also gleich bleibender Mehrheiten besteht im politischen 
System des Kantons Aargau kein öffentliches Interesse. Nichts spricht dagegen, 
dass in unterschiedlichen Sachfragen jeweils anders konstituierte Mehrheiten zu 
Stande kommen. Im Gegensatz zu den parlamentarischen Regierungssystemen kann 
im Bund und in den Kantonen weder das Parlament die Regierung abwählen noch 
die Regierung das Parlament auflösen66. Die Stabilität der Regierung ist deshalb 
nicht auf eine solide Mehrheit im Parlament angewiesen67. Es muss deshalb kein 
Regierungsprogramm festgelegt werden, das nur entweder von einer Mehrheitspar-
tei getragen oder in einer Koalition von wenigen Parteien ausgehandelt werden 
müsste. Dementsprechend werden in der politischen Praxis immer wieder Entschei-
de mit unterschiedlichen Mehrheitskonstellationen gefällt. Auch ein Quorum, das 
__________________________________ 
62  BGE 129 I 185 E. 6.1; BGE 103 Ia 557 E. 3c. 
63  So ein im Kanton Bern erwogenes (und verworfenes) Argument; vgl. Bolz, Art. 73 N 6. 
64  Grossratsprotokoll Nr. 77, S. 2081; Kommissionsprotokoll Nr. 23, S. 395; Kommissionsprotokoll 
Nr. 24, S. 409, 411; Kommissionsprotokoll Nr. 25, S. 421; vgl. auch Grossratsprotokoll Nr. 77, 
S. 2085.  
65  Grossratsprotokoll Nr. 77, S. 2081; S. 56; Kommissionsprotokoll Nr. 24, S. 409, 411; Kommissi-
onsprotokoll Nr. 25, S. 421.  
66  Eingehend: Poledna, S. 118 ff.; zudem: Hangartner, Urteilsbesprechung, S. 837; Oppliger, 
S. 139; Tschannen, Stimmrecht, S. 502; Haller/Kölz, S. 194 ff., 216 ff.  
67  Für den Bund: Häfelin/Haller, N 1480. 
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die kleinsten Parteien ausschliessen würde, wäre nicht geeignet, daran etwas zu än-
dern. Das Ziel der Bildung stabiler Mehrheiten rechtfertigt daher kein Quorum68. 
 
c. Verhinderung politischer Blockierungen 
Hinter dem Argument der „Parteienzersplitterung“ bzw. der „Zersplitterung der im 
Parlament einsitzenden politischen Kräfte“ steht sodann die Befürchtung, das Par-
lament würde durch die Einsitznahme einer Vielzahl kleiner politischer Gruppie-
rungen in seiner Handlungsfähigkeit beeinträchtigt bzw. die Präsenz kleiner Partei-
en im Kantonsparlament würde die wirksame Erfüllung der öffentlichen Aufgaben 
erschweren. 
Sicher liegt es im öffentlichen Interesse, dafür zu sorgen, dass der Grosse Rat hand-
lungsfähig ist und nicht blockiert wird. Es ist aber nicht erwiesen, dass der Verzicht 
auf ein Quorum zu einer so grossen Zahl von Mandaten kleiner Gruppierungen füh-
ren würde und dass realistischerweise mit einer Blockierung des Parlamentsbetriebs 
gerechnet werden müsste. In der Lehre wird diese Begründung direkter Quoren in 
Zweifel gezogen, u.a. weil die Fronten bei Sachentscheidungen oft quer über die 
Parteigrenzen gehen und die Parteienzersplitterung in der durch das Referendums-
recht erzwungenen Konkordanz grosser Parteien keine Gefahr darstellt69. 
Mit dem Verfassungsgerichtshof Nordrhein-Westfalen ist zu verlangen, dass zur 
Rechtfertigung einer Sperrklausel eine Prognose vorliegen muss, die sich auf die 
konkreten empirischen Umstände stützt. Eine bloss auf abstrakter Betrachtung ba-
sierende theoretische Möglichkeit, dass ohne Sperrklausel die Bildung notwendiger 
Mehrheiten für Beschlüsse und Wahlen erschwert oder verhindert werden könne, 
genügt hingegen nicht70. Empirische Belege für eine mangels Sperrklausel drohende 
Blockierung oder gar eine Funktionsunfähigkeit kantonaler Parlamente liegen für 
die Schweiz soweit ersichtlich nicht vor.  
Im Gegenteil, Untersuchungen gestützt auf die Verhältnisse in den 1970er Jahren 
haben gezeigt, dass Kantone mit Quoren keine geringere Auffächerung der Parteien 
aufweisen71. Seitens des Regierungsrats des Kantons Aargau wurde in der 1. Lesung 
darauf hingewiesen, dass nach dem Wahlsystem vor der Verkleinerung des Grossen 
Rats von 200 auf 140 Mitglieder im Wahlkreis Bezirk Baden ein natürliches Quo-
__________________________________ 
68  Ebenso für den Kanton Zürich: Jaag, Rz. 1125. 
69  Hangartner, Urteilsbesprechung, S. 837; Hangartner/Kley, N 675, 1445; Kölz, S. 24 ff.; Oppliger, 
S. 138 f.; Töndury, Demokratie, S. 269; Tschannen, Stimmrecht, S. 502. 
70  Verfassungsgerichtshof Münster, Entscheid vom 6. Juli 1999, Aktenzeichen 14/98 und 15/98, 
Deutsches Verwaltungsblatt (DVBl) 1999, S. 1271 ff., E. 2 und 3. 
71  Poledna, S. 121 f. 
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rum von 2.5% bestand. Dies hat offenbar zu keinen Problemen geführt; jedenfalls 
wurden zur Begründung des Quorums keine solchen erwähnt72.  
Die Erforderlichkeit von direkten Quoren zur Gewährleistung der Handlungsfähig-
keit des Grossen Rats ist somit unseres Erachtens nicht gegeben, weil keine konkre-
ten Erfahrungen oder andere empirische Belege für eine Beeinträchtigung der Hand-
lungsfähigkeit bestehen. Für Quoren, welche höher sind als 2.5% in einem einzel-
nen Bezirk, muss sogar davon ausgegangen werden, dass das sachliche Bedürfnis 
dafür – soweit es sich auf die Erhaltung der Handlungsfähigkeit des Grossen Rats 
bezieht – durch die bisherigen Erfahrungen im Bezirk Baden widerlegt sind.  
 
d. Effizienz der Ratstätigkeit 
In der zuständigen Kommission und in der 1. Lesung im Grossen Rat wurde insbe-
sondere die Befürchtung geäussert, dass die Effizienz des Ratsbetriebs darunter lei-
de, wenn Kleinstparteien und Splittergruppen Einzug ins Parlament hielten73. In die-
sem Zusammenhang wurde insbesondere ausgeführt, dass Kleinstgruppierungen je 
nach Quorumshöhe keine Fraktionsstärke hätten und somit auch nicht in Kommissi-
onen Einsitz nehmen könnten74. 
Zunächst ist festzuhalten, dass die blosse Effizienzsteigerung oder auch die Beibe-
haltung einer hohen Effizienz kein gewichtiger Grund für die Einschränkung der 
Wahlrechtsgleichheit bilden kann75. Dazu stehen im übrigen zahlreiche weitere 
Möglichkeiten im Rahmen der Regelung des Parlamentsbetriebs zur Verfügung, die 
ohne Eingriffe in die Wahlrechtsgleichheit auskommen. Als Grund für ein direktes 
Quorum könnte höchstens die Verhinderung einer schwerwiegenden Beeinträchti-
gung der Effizienz in Frage kommen.  
In Bezug auf empirische Belege und die bisher gemachten Erfahrungen kann auf die 
vorn gemachten Ausführungen zur Gefahr der Beeinträchtigung der Handlungsfä-
higkeit des Grossen Rats verwiesen werden. Es lassen sich bezüglich der Verhinde-
rung einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Effizienz die gleichen Folgerun-
gen ziehen. 
Sofern aus Gründen, die für uns gestützt auf die zur Verfügung stehenden Informa-
tionen nicht ersichtlich sind, ohne Quorum dennoch die Gefahr einer schwerwie-
genden Beeinträchtigung der Effizienz der Ratstätigkeit oder gar der Beeinträchti-
gung der Handlungsfähigkeit des Grossen Rats angenommen werden sollte, ist fol-
gendes zu beachten: Der Ratsbetrieb ist wesentlich auf die interne Organisation in 
__________________________________ 
72  Grossratsprotokoll Nr. 77, S. 2085; vgl. Kommissionsprotokoll Nr. 23, S. 394. 
73  Grossratsprotokoll Nr. 77, S. 2081, 2083.  
74  Grossratsprotokoll Nr. 77, S. 2083.  
75  Hangartner/Kley, N 675; Poledna, S. 127; Töndury, Demokratie, S. 269. 
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Fraktionen zugeschnitten. Soweit Gruppierungen Fraktionsstärke erreichen, kann 
ihnen deshalb nicht entgegengehalten werden, sie beeinträchtigten auf Grund ihrer 
geringen Grösse den Ratsbetrieb.  
Soweit ein Quorum mit der Effizienz des Ratsbetriebs begründet werden soll, darf 
es jedenfalls keine Gruppierungen ausschliessen, welche die Fraktionsstärke errei-
chen würden. Nach dem Wahlsystem Doppelter Pukelsheim erhält eine Listengrup-
pe mit 1/140 der gesamtkantonalen Wählerzahl grundsätzlich einen Sitz. Ein ge-
samtkantonaler Wähleranteil von 3.57% ergibt gemäss einer Unterlage des vom De-
partement Volkswirtschaft und Inneres beigezogenen Informatikers unter realisti-
schen Annahmen bezüglich Listenzahl und Stimmenanteilen mit Sicherheit fünf 
Mandate. Mit hoher Wahrscheinlichkeit reicht bereits ein Wähleranteil von 4.5 x 
1/140, also von rund 3.2%, für die Zuteilung von fünf Sitzen76. 
 
e. Kontinuität der Parteivertretungen und Ausschluss von 
Kleinstgruppierungen 
Auch die Kontinuität der Parteivertretungen im Parlament wird durch ein direktes 
Quorum nicht gefördert, da kleinere Parteien unter Umständen die Hürde in einem 
Wahljahr überwinden, in einem anderen aber nicht77.  
Soweit Gruppierungen oder ihre Tätigkeiten nicht illegal sind, besteht kein öffentli-
ches Interesse daran, sie auf Grund bestimmter von ihnen vertretenen Ansichten  
oder politischer Ziele aus dem Grossen Rat auszuschliessen. Ein solches Vorgehen 
würde die politischen Rechte auf Schärfste verletzen. Soweit das direkte Quorum 




Als öffentliche Interessen, welche die Festlegung eines direkten Quorums allenfalls 
rechtfertigen könnten, kommt nur die Gefahr einer Beeinträchtigung der Handlungs-
fähigkeit des Grossen Rats oder einer schwerwiegenden Beeinträchtigung seiner Ef-
fizienz durch den Einzug einer Vielzahl von Kleinstparteien in Frage. Es sind keine 
empirischen Anhaltspunkte dafür ersichtlich, dass diese Gefahr tatsächlich besteht. 
Die bisherigen konkreten Erfahrungen im Kanton Aargau mit einer sehr kleinen 
Wahlsperrklausel im Bezirk Baden deuten im Gegenteil darauf hin, dass eher nicht 
__________________________________ 
76  Unterlage des vom Departement Volkswirtschaft und Inneres beigezogenen Informatikers, Herrn 
Aldo Pfenninger, vom 9. Mai 2007, S. 1. 
77  Bolz, Art. 73 N 6; Oppliger, S. 139. 
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mit dem Einzug einer Vielzahl von Kleinstparteien zu rechnen ist, wenn das System 
Doppelter Pukelsheim ohne direkte Quoren eingeführt wird78.  
Gemäss der in der regierungsrätlichen Botschaft enthaltenen Berechnung, welche 
basierend auf den Wählerzahlen der Grossratswahlen 2005 die Sitzverteilung mit 
der Methode Doppelter Pukelsheim ausweist, wären nur vier Sitze an insgesamt drei 
Parteien unterhalb der Fraktionsstärke gegangen79. Diese drei Parteien sind heute 
nicht im Grossen Rat vertreten. Es ist aber kaum anzunehmen, dass vier Ratsmit-
glieder ohne Fraktionszugehörigkeit den Ratsbetrieb erheblich beeinträchtigen wür-
den.  
Unter diesen Umständen erscheint es wenig wahrscheinlich, dass die Zahl der Lis-
ten sprunghaft ansteigen würde, sofern kein Quorum vorgesehen wird. Ausserdem 
ist es zweifelhaft, dass eine etwas stärkere Präsenz kleiner Parteien im Parlament 
dessen Funktion tatsächlich in einem Mass erschweren würde, das eine erhebliche 
Beeinträchtigung der Wahlrechtsgleichheit rechtfertigen könnte. Ohne gegenteiligen 
empirischen Nachweis sind direkte Quoren ein unverhältnismässiger Eingriff in die 
Wahlrechtsgleichheit.  
Demzufolge sind unseres Erachtens sämtliche zur Diskussion gestellten direkten 
Quoren mit der Bundesverfassung sowie mit dem in der Kantonsverfassung veran-
kerten Verhältniswahlrecht nicht vereinbar. Dies wäre anders zu beurteilen, wenn 
auf Grund tatsächlicher Anhaltspunkte die Gefahr einer schwer wiegenden Beein-
trächtigung des Ratsbetriebs durch zahlreiche Kleinstparteien bestehen würde. 
Das Bundesgericht hat sich in seiner bisherigen Rechtsprechung nie näher damit 
auseinandergesetzt, ob im betreffenden kantonalen politischen System im Falle des 
gänzlichen Verzichts auf ein direktes Quorum tatsächlich eine Gefahr für die Erfül-
lung der Aufgaben des Kantonsparlaments bestand.  
So führte es im Entscheid Geissbühler aus dem Jahr 1962 aus, es werde geltend ge-
macht, dass die mit dem Verhältniswahlverfahren verbundene Verzettelung der 
Kräfte und die Parteienzersplitterung, welche sie oft begleite, ein Hindernis für die 
effiziente Erfüllung der öffentlichen Aufgaben darstellen könnten. Es bestehe aus-
serdem die Gefahr, dass die Bildung einer stabilen Mehrheit verhindert werde. Das 
Bundesgericht berief sich dafür auf Peter Felix Müller, Giacometti sowie auf Proto-
kolle parlamentarischer Beratungen aus den Kantonen Wallis und Waadt aus den 
Jahren 1948 und 195180. Peter Felix Müller relativiert die von ihm erwähnte Gefahr 
der Parteienzersplitterung stark81. Giacometti hat an der angegebenen Stelle nur 
ausgeführt: „Man will auf diese Weise ganz kleine Gruppen von der Vertretung aus-
__________________________________ 
78  Dazu vorn III. 4. c. 
79  Botschaft, S. 20; vgl. auch Beilage 4 zur Botschaft. 
80  BGE in JdT 1962 I, S. 271 ff., E. 3 S. 275. 
81  Müller, S. 154 ff. 
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schliessen, um damit eine zu grosse Parteizersplitterung zu verhindern.“82 Er hat al-
so nicht zur Frage Stellung genommen, ob diese befürchtete Parteienzersplitterung 
tatsächlich eintrete und ob sie gegebenenfalls wirklich zu einer Beeinträchtigung der 
parlamentarischen Aufgabenerfüllung führe. Ob den ebenfalls zitierten Protokollen 
parlamentarischer Beratungen Hinweise auf tatsächliche Erfahrungen oder andere 
empirische Belege zu entnehmen wären, entzieht sich unserer Kenntnis. Diese in 
den Kantonsparlamenten gemachten Äusserungen liegen ohnehin 59 bzw. 56 Jahre 
zurück und könnten schon deshalb nicht ohne Weiteres auf die heutige Situation im 
Kanton Aargau übertragen werden. 
In seinen späteren Entscheiden hat das Bundesgericht jeweils auf den Entscheid 
Geissbühler verwiesen, ohne dass die dort getroffenen Annahmen bzw. die dort ge-
äusserten Befürchtungen je hinterfragt und belegt wurden83. Auch in der Rechtslite-
ratur wird diese bundesgerichtliche Begründung der Zulässigkeit direkter Quoren 
nicht durch empirische Hinweise untermauert84. Soweit die Begründung in der 
Rechtsliteratur genauer analysiert wird, wird sie auch kritisiert85. Insbesondere Po-
ledna legt dar, dass die Einführung des Verhältniswahlverfahrens zwar zu einer 
mässigen Zunahme der Parteienzahl geführt habe, dass aber eine eigentliche Partei-
enzersplitterung ausgeblieben sei. Auch politische Blockierungen auf Grund einer 
Oppositionspolitik sich verbündender Minderheiten seien ausgeblieben86. 
Nachdem das Bundesgericht in BGE 131 I 74 die Rechtfertigung eines direkten 
Quorums auch unterhalb der Limite von 10% durch sachliche Gründe verlangt, 
kann davon ausgegangen werden, dass es den pauschalen Verweis auf die Gefahr 
der Parteienzersplitterung und die damit verbundene Beeinträchtigung des Ratsbe-
triebs nicht mehr genügen lässt. Angesichts der vorn erwähnten Bedenken erscheint 
es uns unwahrscheinlich, dass der Nachweis der in Rechtsprechung und Literatur 
sowie im Grossen Rat für direkte Quoren angeführten Gründe erbracht werden 
kann. In diesem Sinn halten wir direkte Quoren auf der Grundlage der bestehenden 
empirischen Grundlage für unzulässig.  
Der Ausschluss kleinerer Parteien kann neben der Verletzung der Wahlrechts-
gleichheit auch die gegenseitige Machthemmung zwischen Grossem Rat und Regie-
rungsrat schwächen, da bei weitem die meisten Grossratsmitglieder einer Regie-
__________________________________ 
82  Giacometti, S. 311. 
83  BGE 103 Ia 603 E. 4c; BGE 107 Ia 217 E. 3c. Auf diese Rechtsprechung wird ausserdem in fol-
genden Entscheiden hingewiesen, ohne dass über die Zulässigkeit eines direkten Quorums zu ent-
scheiden war: BGE 103 Ia 557 E. 3c, S. 563; BGE in ZBl 1994, S. 479 ff. E. 3a, S. 481; BGE 129 
I 185 E. 6.1; BGE 131 I 74 E. 5.4. 
84  So Auer/Malinverni/Hottelier, Bd. I, N 873. 
85  Vgl. die vorn in Fn. 69 aufgeführte Literatur. 
86  Poledna, S. 121 ff. m.w.H. 
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rungspartei angehören87. Diese Tendenz wird durch den Ausschluss weiterer Nicht-
regierungsparteien verstärkt.  
Unter diesen Umständen ist zu empfehlen, zumindest zur Zeit kein Quorum einzu-
führen. Sollte sich in der Praxis zeigen, dass tatsächlich eine Vielzahl kleinster Par-
teien im Grossen Rat Einzug halten und dass diese die Ratsarbeit erheblich beein-
trächtigen, könnte das Quorum später beschlossen werden. Ein solches Vorgehen 
wäre mit erheblich geringeren Anfechtungsrisiken verbunden. 
 
IV. Ausgestaltung grundsätzlich zulässiger Quoren 
1. Allgemeines 
Sofern entgegen unserer Annahme auf Grund konkreter empirisch festgestellter An-
haltspunkte eine schwere Beeinträchtigung der Effizienz des Ratsbetriebs durch eine 
Vielzahl von Kleinstparteien voraussehbar wäre, wären mässige direkte Quoren zu-
lässig.  
Wie erwähnt, müssten die sachlichen, also im öffentlichen Interesse liegenden 
Gründe die festgelegte Höhe unter Beachtung des Verhältnismässigkeitsgrundsatzes 
rechtfertigen88.  
Dazu kommt, dass nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung keine bedeutenden 
Minderheiten von der Vertretung im Parlament ausgeschlossen werden dürfen89. 
Mit Blick auf den Kanton als Ganzen müssen jedenfalls jene politischen Kräfte als 
bedeutend angeschaut werden, welche auf Grund ihres Wähleranteils im Parlament 
Fraktionsstärke erreichen90. Gemäss § 17 Abs. 1 des Geschäftsverkehrsgesetzes 
(GVG) können fünf Mitglieder des Grossen Rats eine Fraktion bilden. Ihnen kommt 
das Recht auf Vertretung im Büro und in den Kommissionen des Grossen Rats zu, 
sie beraten die Geschäfte vor, haben umfassende Antragsrechte und erhalten vom 
Kanton für ihre Arbeit einen finanziellen Beitrag91. Die Möglichkeit, mit fünf 
Grossratsmitgliedern eine Fraktion zu bilden, besteht mindestens seit Erlass des 
__________________________________ 
87  Poledna, S. 126, weist darauf hin, dass die Aufgabe der Kontrolle von Regierung und Verwaltung 
gerade durch den Einbezug kleinerer, in der Regel nicht an der Regierung beteiligter Parteien ver-
bessert werden kann. Vgl. auch Hangartner, Parlament, S. 502 f.; Oppliger, S. 139. 
88  Vorn III. 2. und 3.  
89  BGE 129 I 185 E. 7.6.1; vgl. BGE 103 Ia 603 E. 6a. 
90  Die Fraktionen sind auf Verfassungsstufe verankert (§ 84 Abs. 3 KV). 
91  §§ 11, 12, 17 Abs. 3, 18 und 41 des Geschäftsverkehrsgesetzes vom 19. Juni 1990 (Systematische 
Sammlung des aargauischen Rechts [SAR] 152.100). 
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Grossratsreglements von 194192 und gilt entsprechend auch in zahlreichen anderen 
Kantonen, im Bundesparlament sowie in kommunalen Parlamenten93. Eine Grup-
pierung, die fünf Mandate im Kantonsparlament erreicht, kann somit auch allge-
mein als eine politische Kraft von einer gewissen Bedeutung betrachtet werden, 
welche Einfluss auf die Geschäftsbehandlung im Grossen Rat hat und keine unbe-
deutende Splittergruppe ist94. Somit darf ein Quorum nicht zum Ausschluss von 
Parteien führen, welche die Fraktionsstärke erreichen. Dies ist im Kanton Aargau in 
der Regel der Fall, wenn sie über einen Wähleranteil von 3.2% verfügen95. Dieser 
gesamtkantonale Wähleranteil bildet somit eine erste Obergrenze für ein direktes 
Quorum. 
Der einzige in der parlamentarischen Beratung geäusserte sachliche Grund für ein 
direktes Quorum, der sich allenfalls erhärten lassen könnte, ist die Gefahr einer er-
heblichen Beeinträchtigung der Effizienz des Ratsbetriebs. Diese Gefahr wurde ins-
besondere damit begründet, dass ohne Quorum möglicherweise eine grosse Anzahl 
von Kleinstparteien und Splittergruppen in den Grossen Rat einziehen würden96. 
Insbesondere wurde befürchtet, dass die betreffenden Grossratsmitglieder keiner 
Fraktion angehören würden. Sie hätten deshalb keinen Einsitz in die Kommissionen, 
weshalb sie dann die Ratsdebatte mit Wortmeldungen belasten würden, welche 
grundsätzlich in die Kommissionen gehörten. Würde man darin eine tatsächliche 
Gefahr für den Ratsbetrieb sehen, die sich empirisch erhärten liesse, so wäre zu-
nächst zu prüfen, ob dieser nicht mit Anpassungen der Geschäftsbehandlung im 
Grossen Rat (z.B. Beschränkung der Redezeit im Rat für die Mitglieder, Zuteilung 
von zusätzlicher Redezeit an Fraktionssprecher) begegnet werden könnte. Würde 
auch dies nicht ausreichen, um eine erhebliche Beeinträchtigung des Ratsbetriebs zu 
verhindern, so dürfte ein auf dieser Begründung beruhendes Quorum jedenfalls kei-
ne Parteien ausschliessen, welche die Fraktionsstärke erreichen. Auch hieraus ergibt 
sich somit eine Obergrenze für ein direktes Quorum von 3.2%97 des gesamtkantona-
len Wähleranteils.  
Zudem müsste geprüft werden, ob nicht bereits mit einem geringeren Quorum die 
Belastung des Ratsbetriebs wenigstens so weit reduziert werden könnte, dass keine 
__________________________________ 
92  § 19 des Geschäftsreglements des Grossen Rates vom 16. September 1970 (Aargauische Geset-
zessammlung [AGS], Bd. 7, S. 4777 ff.) sowie § 1 Abs. 4 des Grossratsreglements von 1941 
(AGS, Bd. 3, S. 73). 
93  Vgl. z.B. Art. 8 des Gesetzes über den Grossen Rat des Kantons Bern vom 8. November 1988 
(Bernische Systematische Gesetzessammlung [BSG] 151.21); § 54 des Gesetzes über die Organi-
sation und die Geschäftsordnung des Kantonsrates des Kantons Zürich vom 5. April 1981 (Zür-
cher Loseblattsammlung [LS] 171.1); Art. 61 Abs. 3 des Bundesgesetzes über die Bundesver-
sammlung vom 13. Dezember 2002 (SR 171.10). 
94  Vgl. BGE 129 I 185 E. 7.6.1; BGE 107 Ia 217 E. 3c, S. 223; BGE in JdT 1962 I 271 ff. E. 4a. 
95  Vgl. vorn III. 4. d. 
96  Grossratsprotokoll Nr. 77, S. 2081, 2083; vgl. auch S. 2085; Kommissionsprotokoll Nr. 25, 
S. 421. 
97  Vgl. vorn III. 5. 
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schwerwiegende Beeinträchtigung mehr befürchtet werden müsste. Dabei sind zu-
nächst die bisherigen konkreten Erfahrungen im Kanton Aargau mit einer Wahl-
sperrklausel im Bezirk Baden von 2.5% zu berücksichtigen. Daraus haben sich of-
fenbar keine Probleme ergeben98. Sodann ist darauf hinzuweisen, dass gemäss den 
Wähleranteilen in den Grossratswahlen 2005 nur eine zusätzliche Partei ein gesamt-
kantonales Quorum von 1% überschritten hat99. 
Eine zusätzliche Einschränkung folgt daraus, dass sich die vom Bundesgericht fest-
gelegte absolute Limite von 10% auf den einzelnen Wahlkreis bezieht100. Demge-
genüber hat das Bundesgericht soweit ersichtlich bisher keine gesamtkantonalen di-
rekten Quoren beurteilt101. In den beiden Entscheiden, welche die Zulässigkeit di-
rekter Quoren zum Gegenstand hatten102, hat es darauf hingewiesen, dass bei der 
Beurteilung der Bedeutung einer durch das Quorum ausgeschlossenen Partei auch 
deren gesamtkantonale Stärke in Betracht zu ziehen ist. Dies ist vor dem Hinter-
grund zu sehen, dass die dort zu beurteilenden wahlkreisbezogenen Quoren zur Fol-
ge haben konnten, dass eine Partei in einem Wahlkreis von der Sitzzuteilung ausge-
schlossen wurde, obwohl sie in anderen Wahlkreisen unter Umständen eine grosse 
Anzahl Mandate erhielt. Dieser Umstand schwächte die Legitimation der Quorums-
bestimmung, weil sie auch auf Parteien mit gesamtkantonal erheblicher Bedeutung 
Anwendung finden konnte. Das Bundesgericht hat sich bisher nicht zum hier inte-
ressierenden Fall geäussert, in welchem ein Quorum, das gesamtkantonal oder in 
mehreren Bezirken erreicht werden muss, auch eine Partei ausschliesst, die in einem 
einzelnen Bezirk stark ist. 
Im Hinblick auf die Beurteilung der Zulässigkeit von Quoren hat das Bundesgericht 
verschiedentlich deren konkrete Auswirkungen auf die Zusammensetzung des Kan-
tonsparlaments in einer bestimmten Wahl beurteilt103. Auf der anderen Seite finden 
sich auch generelle Erwägungen, bei denen auch mit hypothetischen Wähleranteilen 
gearbeitet wird104. Direkte Quoren können sowohl Gegenstand einer Beschwerde an 
das Bundesgericht wegen Verletzung des Stimmrechts im Zusammenhang mit ei-
nem konkreten Wahlgang als auch einer Anfechtung der Änderung des Grossrats-
wahlgesetzes im Rahmen einer abstrakten Normenkontrolle sein105. Im letzteren 
Fall dürften die generellen Erwägungen gestützt auf hypothetische Wähleranteile 
ein überwiegendes Gewicht erhalten.  
__________________________________ 
98  Dazu vorn III. 4. c.  
99  Vgl. die Tabelle auf S. 20 der Botschaft. 
100  Vgl. die bundesgerichtliche Begriffsdefinition in BGE 129 I 185 E. 7.1.1, S. 197. 
101  Bisher kennt nur der Kanton Genf, der keine Unterteilung des Wahlgebiets in Wahlkreise hat, ein 
gesamtkantonales Quorum (Oppliger, S. 132). 
102  BGE in JdT 1962 I, S. 271 ff., E. 4a S. 275 f.; BGE 103 Ia 603 E. 6a/c. 
103  Z.B. BGE 129 I 185 E. 7.6.2; BGE 103 Ia 603 E. 6c. 
104  Z.B. BGE 129 I 185 E. 7.6.1. 
105  Vgl. insbesondere Art. 82, 87 und 88 BGG. 
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Gemäss Berechnungen des Rechtsdiensts des Regierungsrats hätte selbst ein kanto-
nales Quorum von 1% zur Folge, dass eine Liste, die nur in einem Bezirk antreten 
würde, in sieben der elf Bezirke jeweils mehr als 10% Wähleranteil erreichen müss-
te (der höchste Wert liegt bei 18.8%). Bei einem kantonalen Quorum von 3% wären 
alle Bezirke betroffen und die Wähleranteile, die eine nur in einem einzigen Bezirk 
antretende Partei erreichen müsste, würden 56.4% erreichen. Da die Wahl nach dem 
System Doppelter Pukelsheim weiterhin in Wahlkreisen erfolgt, muss es auch wei-
terhin möglich sein, dass eine Partei, die ausschliesslich in einem Wahlkreis kandi-
diert und dabei einen Wähleranteil von über 10% erreicht, einen Sitz erhält. Wir be-
trachten daher angesichts der bundesgerichtlichen Rechtsprechung selbst ein ge-
samtkantonales Quorum in der Höhe von 1% grundsätzlich als verfassungswidrig.  
Gemäss Pukelsheim/Schuhmacher liegt das wahlsystembedingte (natürliche) Quo-
rum beim Wahlsystem Doppelter Pukelsheim in Abhängigkeit von der Mandatszahl 
des Parlaments (M) und der Anzahl kandidierender Listen (L) bei 1/(2M + 2 – L), 
sofern die Listenzahl nicht höher ist als die Mandatszahl106. Bei 140 Mandaten und 
14 kandidierenden Listen (entspricht der Listenzahl bei den Grossratswahlen 2005) 
ergibt sich somit ein wahlsystembedingtes Quorum von rund 0.37%107. Ein gesamt-
kantonales direktes Quorum in der Höhe von 0.5%, das auch im kleinsten Wahlkreis 
nicht den Ausschluss von Parteien mit einem Wähleranteil von mehr als 10% zur 
Folge hätte, könnte somit nur Listen in einer engen Bandbreite des Wähleranteils 
ausschliessen. 
Es wäre aber denkbar, eine Korrektur in dem Sinn vorzusehen, dass neben dem Er-
reichen des kantonalen Quorums auch das Erreichen allein eines Bezirksquorums 
zur Teilnahme an der Sitzverteilung berechtigt. An der Sitzverteilung teilnehmen 
würden also alle Parteien, die entweder das gesamtkantonale Quorum oder in einem 
einzelnen Bezirk das Bezirksquorum erreichen. Diese beiden Quoren müssten also 
nicht kumulativ, sondern alternativ erreicht werden.  
 
2. Quorum in einem Bezirk 
Ein Quorum von 5% in einem Bezirk bedeutet, dass jede Partei, die in irgendeinem 
Wahlkreis des Kantons den Wähleranteil von 5% erreicht, mit allen Wählerstimmen 
im ganzen Kanton zur Sitzzuteilung zugelassen ist.  
Ein solches Quorum schliesst auch Parteien aus, die gleichmässig über den Kanton 
verteilt einen gesamtkantonalen Wähleranteil von 4% erreichen, wenn sie in keinem 
Bezirk einen Schwerpunkt haben, mit dem sie das Quorum überschreiten. Mit 4% 
__________________________________ 
106  Pukelsheim/Schuhmacher, S. 513, 518. 
107  Im Fall der Teilnahme von fünf Listen liegt das wahlsystembedingte Quorum bei 0.36%, im Fall 
der Teilnahme von 30 Listen bei 0.4%. 
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erreicht die Partei aber mindestens Fraktionsstärke108. Ein Quorum von 5% in einem 
Bezirk ist somit nicht zulässig.  
Sodann zeigt die konkrete Erfahrung im Bezirk Baden, dass eine Wahlkreissperr-
quote von 2.5% nicht zum Einzug einer übermässigen Anzahl kleiner Parteien und 
zu damit verbundenen Problemen im Ratsbetrieb führte109. Aus diesen empirischen 
Umständen ist abzuleiten, dass jedenfalls für höhere Bezirksquoren als 2.5% die Er-
forderlichkeit nicht gegeben ist.  
Angesichts der Erfahrungen im Bezirk Baden erscheint es uns sehr unwahrschein-
lich, dass sich höhere Quoren durch empirische Umstände rechtfertigen liessen. So-
fern dies aber zutreffen würde, wäre ein höheres Quorum zulässig. Um nicht Partei-
en mit Fraktionsstärke auszuschliessen, wäre ein in einem Bezirk zu erreichendes 
Quorum von 5% nur zulässig, wenn es mit der Möglichkeit kombiniert würde, al-
ternativ ein gesamtkantonales Quorum von höchstens 3.2% zu erreichen und in die-
sem Fall unabhängig vom Erreichen eines Bezirksquorums an der Sitzzuteilung teil-
zunehmen110. In dieser alternativen Kombination wäre unseres Erachtens sogar ein 
Bezirksquorum von bis zu 10% zulässig.  
Problematisch ist allerdings, dass direkte Quoren, die sich auf einen einzelnen Be-
zirk beziehen, nicht verhindern können, dass Kleinstparteien im Parlament vertreten 
sind. Insbesondere Parteien, die das Quorum nur in einem kleinen Wahlkreis über-
schreiten, werden im Parlament vertreten sein, obwohl sie nur über einzelne Manda-
te verfügen111. Es ist daher fraglich, ob ein solches Quorum überhaupt geeignet ist, 
die zahlenmässige Beschränkung von Vertretern kleiner Parteien zu erreichen. 
Direkte Quoren, die sich auf die einzelnen Wahlkreise beziehen, sind ausserdem 
problematisch, weil sie kleine Parteien in Abhängigkeit davon, ob sie regionale 
Schwerpunkte haben oder gleichmässig im Kanton vertreten sind, ungleich behan-
deln112. Dieser Nachteil scheint uns jedoch im Falle einer allfälligen sachlichen 
Rechtfertigung des Quorums bei einer Quorumshöhe von 2.5% nicht schwerwie-
gend.  
 
3. Quorum in zwei oder mehreren Bezirken 
Bei einem Quorum in zwei, drei oder mehreren Bezirken wäre es denkbar, dass eine 
Partei, die in einem Bezirk einen ganz erheblichen Wähleranteil erreicht, ausge-
schlossen wird. Zudem kann ein solches Quorum auch Parteien ausschliessen, die 
__________________________________ 
108  Vgl. vorn III. 4. d. 
109  Dazu vorn III. 4. c.  
110  Vgl. vorn  IV. 1. 
111  Bolz, Art. 73 N 6; Poledna, S. 129 f.; Oppliger, S. 140. 
112  Poledna, S. 129 f.; Oppliger, S. 140. 
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gesamtkantonal eine erhebliche Bedeutung haben. Falls eine Partei ihren Schwer-
punkt im Bezirk Baden hat bzw. nur dort antritt, würde sie sogar ausgeschlossen, 
wenn sie dort beispielsweise 25% Wähleranteil erreicht. Bereits ein Wähleranteil im 
Bezirk Baden von 16.1% hätte bei den Grossratswahlen 2005 genügt, um fünf Man-
date und damit Fraktionsstärke zu erreichen. Diese Problematik eines Quorums, das 
in zwei oder mehreren Bezirken erreicht werden muss, besteht auch dann, wenn das 
Quorum in einer geringeren Höhe festgelegt wird. 
Auf Grund der erstgenannten Problematik eignet sich das Quorum in zwei oder 
mehreren Bezirken auch nicht für eine Kombination mit einem alternativen gesamt-
kantonalen Quorum. Ein in zwei oder mehreren Bezirken zu erreichendes Quorum 
wäre auch dann mit einer Verhältniswahl in mehreren Wahlkreisen nicht vereinbar, 
wenn es sehr tief angesetzt würde. 
 
4. Gesamtkantonales Quorum 
Auch bezüglich eines gesamtkantonalen Quorums ist zu betonen, dass jegliche di-
rekte Quoren nur mit der Wahlrechtsgleichheit vereinbar und damit verfassungskon-
form wären, wenn die Gefahr einer Beeinträchtigung der Handlungsfähigkeit des 
Grossen Rats oder einer schwerwiegenden Beeinträchtigung seiner Effizienz durch 
den Einzug einer Vielzahl von Kleinstparteien durch eine empirisch abgestützte 
Prognose erhärtet werden könnte113. Dies erscheint uns aus den vorn dargelegten 
Gründen zweifelhaft114. Demzufolge halten wir auch ein gesamtkantonales Quorum 
mit der Bundesverfassung sowie mit dem in der Kantonsverfassung verankerten 
Verhältniswahlrecht nicht für vereinbar. 
Wäre demgegenüber auf Grund einer empirisch gestützten Prognose eine Beein-
trächtigung des Ratsbetriebs zu erwarten, so müsste auch gestützt auf diese Progno-
se bestimmt werden, in welchem Mass ein Quorum notwendig wäre. Da es dabei 
um die Verhinderung der Präsenz zahlreicher Kleinstparteien geht, die keine Frakti-
onsstärke erreichen, dürfte das Quorum jedenfalls nicht so hoch angesetzt werden, 
dass Parteien in Fraktionsstärke ausgeschlossen werden könnten. Diese Anforde-
rung ist mit einem Quorum von 3% erfüllt. Gleichzeitig wäre sicherzustellen, dass 
keine Partei ausgeschlossen wird, die in einem Wahlkreis einen Wähleranteil von 
10% erreicht. Dies ist wie erwähnt selbst bei einem Quorum von 1% nicht der Fall. 
Es müsste noch erheblich tiefer festgesetzt werden und könnte daher nur Listen in 
einer engen Bandbreite des Wähleranteils ausschliessen. Ein gesamtkantonales Quo-
__________________________________ 
113  Dazu vorn III. 5. 
114  III. 5.  
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rum kommt deshalb praktisch nur in Verbindung mit einem alternativen Bezirks-
quorum, das in einem Bezirk zu erreichen ist, in Frage115. 
 
5. Quorum in jedem Bezirk 
Zu prüfen ist sodann, ob ein Quorum verfassungsmässig ist, wonach 5% in jedem 
einzelnen Bezirk erreicht werden müssen, in welchem eine Partei (Listengruppe) an-
tritt. 
Wird dieses Quorum so verstanden, dass vom Erreichen des Quorums in jedem ein-
zelnen Bezirk, in welchem eine Partei antritt, die Teilnahme an der Sitzzuteilung im 
gesamten Kanton abhängig gemacht wird, so ist es schon deshalb unzulässig, weil 
es Parteien in Fraktionsstärke ausschliesst.  
Ausgeschlossen würde zudem beispielsweise auch eine grosse Partei mit einem ge-
samtkantonalen Wähleranteil von 30%, wenn sie in einem einzigen Bezirk, in wel-
chem sie antritt, das Quorum nicht erreicht. Dass eine Partei, die in verschiedenen 
Wahlkreisen das Quorum erreicht, ausgeschlossen würde, weil sie auch in einem 
weiteren Bezirk antritt, in welchem sie ein kleines Wählerpotenzial hat, ist willkür-
lich. Mit dem Zweck, die Funktionsfähigkeit des Ratsbetriebs zu gewährleisten, hat 
ein solches Quorum nichts zu tun. Im Gegenteil, es würde die Parteien davon abhal-
ten, in neuen Bezirken anzutreten. Um das Risiko zu vermindern, müssten sie in ge-
fährdeten Bezirken als eigenständige Regionalparteien antreten. Damit würde gera-
de die so genannte „Parteienzersplitterung“ massiv gefördert. 
Das Quorum könnte auch so verstanden werden, dass sich dessen Erreichen in ei-
nem Bezirk nur auf die Sitzzuteilung in diesem einen Bezirk auswirken soll. Da die 
Sitzzuteilung an die Parteien im System Doppelter Pukelsheim im Rahmen der ge-
samtkantonalen Oberzuteilung erfolgt, ist die mathematische Umsetzung einer so 
interpretierten Quorumsbestimmung unklar. Eine denkbare Umsetzung würde die 
Wählerzahlen der Liste in denjenigen Bezirken nicht berücksichtigen, in denen die 
Partei das Quorum nicht erreicht hat.  
Im Gegensatz zu einem Quorum, dessen Erreichen in einem Wahlkreis zur Verwer-
tung aller Stimmen dieser Partei führt, berücksichtigt ein nur für den einzelnen 
Wahlkreis massgebendes Quorum gesamtkantonal nicht alle Stimmen der Parteien, 
die es erreichen. Ein solches Quorum würde zwar keine in einem Wahlkreis bedeu-
tenden Gruppierungen ausschliessen. Sie könnte jedoch – wie beim Quorum in ei-
nem Bezirk gezeigt116 – auch Gruppierungen ausschliessen, die im ganzen Kanton 
gleichmässig vertreten sind, aber in keinem Wahlkreis 5% erreichen. Es ist denkbar, 
dass eine solche Gruppierung den für die Fraktionsstärke ausreichenden Wähleran-
__________________________________ 
115  Dazu vorn IV. 1. und 2.  
116  Vorn IV. 2. 
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teil von 3.2% überschreitet. Eine Partei mit einer regional etwas unterschiedlichen 
Vertretung und einem gesamtkantonalen Wähleranteil von beispielsweise 6% könn-
te erheblich geschwächt werden, wenn sie etwa im Bezirk Baden (und einigen wei-
teren Bezirken) das Quorum von 5% knapp nicht erreicht. Das Gleiche kann aber 
auch grössere Parteien treffen – so erreichte die CVP bei den Grossratswahlen 2005 
im Bezirk Zofingen nur 4.8%.  
Eine solche Schwächung von Parteien, die auf Grund ihrer Wählerzahl die Frak-
tionsstärke unter Umständen deutlich übertreffen, lässt sich mit dem Zweck eines 
Quorums nicht vereinbaren. Wie gezeigt wurde, könnte der erforderliche sachliche 
Grund für ein Quorum höchstens in der Vermeidung einer erheblichen Beeinträchti-
gung des Ratsbetriebs bestehen. Dies würde durch ein so verstandenes Quorum 
nicht erreicht. Nebst der Schwächung von Parteien mit Fraktionsstärke würde mög-
licherweise bei gewissen Parteien gerade durch das Quorum die Mandatszahl so 
stark vermindert, dass sie die Fraktionsstärke nicht mehr erreichten.  
Schliesslich verhindert das Quorum auch nicht, dass gesamtkantonal schwache Par-
teien Mandate zugeteilt erhalten, namentlich wenn diese das Quorum nur in kleine-
ren Wahlkreisen überschreiten.  
 
6. Listenverbindungen  
Bei der Frage der Auswirkungen von Listenverbindungen gehen wir davon aus, dass 
diese auf gesamtkantonaler Ebene aufgelöst würden und somit fast ausschliesslich 
für die Frage des Erreichens des Quorums eine Rolle spielen. 
Listenverbindungen kommen primär für Parteien in Frage, die sich inhaltlich nahe 
stehen; sie setzen ein beiderseitiges Einverständnis voraus. Für Jung- und Regional-
parteien einer grossen Partei wäre deshalb ein faktischer Zwang zum Eingehen einer 
Verbindung mit ihrer Mutterpartei kaum problematisch. Die Konstellationen jedoch, 
in welchen Parteien gemäss den vorstehenden Erörterungen durch Quoren unzuläs-
sigerweise von der Sitzzuteilung ausgeschlossen werden, betreffen nicht nur solche 
„Unterlisten“, sondern gerade auch Listen mit divergierenden politischen Zielen. 
Somit tragen Listenverbindungen nichts zur Verbesserung der Verfassungsmässig-
keit direkter Quoren bei. Auch das Bundesgericht hat festgehalten, dass ein System 
mit Listenverbindungen kleinere Parteien nicht generell stärke und nicht in besonde-
rem Mass dem Sinn des Proporzwahlverfahrens entspreche117. Listenverbindungen 
können somit keine Verschärfung der Quorumsbestimmungen rechtfertigen. 
  
__________________________________ 
117  Vgl. BGE 1P.563/2001 vom 26. Februar 2002, E. 4. 
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V. Schlussfolgerungen 
Jegliche direkte Quoren sind unseres Erachtens mit der Wahlrechtsgleichheit nur 
vereinbar und damit verfassungskonform, wenn dafür ein überwiegendes öffentli-
ches Interesse besteht und der Grundsatz der Verhältnismässigkeit gewahrt wird118. 
Von den im Grossen Rat und seiner Kommission angeführten Gründen für direkte 
Quoren kann zum Vornherein nur die Gefahr einer Beeinträchtigung der Hand-
lungsfähigkeit des Grossen Rats oder einer schwerwiegenden Beeinträchtigung sei-
ner Effizienz durch den Einzug einer Vielzahl von Kleinstparteien in Frage kom-
men119.  Dafür bestehen gemäss den uns zur Verfügung stehenden Unterlagen keine 
empirischen Anhaltspunkte. Aus den vorn dargelegten Gründen120 erscheint es uns 
zweifelhaft, dass es ohne Quoren wegen einer stärkeren Präsenz kleiner Parteien im 
Parlament zu einer schweren Beeinträchtigung des Ratsbetriebs kommen würde. 
Demzufolge halten wir sämtliche geprüften direkten Quoren mit der Bundesverfas-
sung sowie mit dem in der Kantonsverfassung verankerten Verhältniswahlrecht für 
nicht vereinbar. 
Nur ein gegenteiliger empirischer Nachweis könnte direkte Quoren überhaupt recht-
fertigen. Auf Grund einer empirisch gestützten Prognose über die Beeinträchtigung 
des Ratsbetriebs müsste auch bestimmt werden, in welchem Mass ein Quorum ü-
berhaupt notwendig wäre. Da es dabei um die Verhinderung der Präsenz zahlreicher 
Kleinstparteien geht, die keine Fraktionsstärke erreichen, dürfte das Quorum jeden-
falls nicht so hoch angesetzt werden, dass Parteien in Fraktionsstärke ausgeschlos-
sen werden könnten. Gleichzeitig müsste sichergestellt werden, dass keine Partei 
ausgeschlossen wird, die in einem Wahlkreis einen Wähleranteil von 10%  
oder mehr erreicht. 
Zur Höhe der Quoren ist zusammenfassend festzuhalten: 
− Direkte Quoren dürfen keine Gruppierungen mit Fraktionsstärke ausschliessen. 
Daraus folgt eine Obergrenze eines gesamtkantonalen Quorums von rund 3.2%. 
Ausserdem dürfen Bezirksquoren nicht dazu führen, dass Gruppen mit einem ge-
samtkantonalen Wähleranteil von 3.2% ausgeschlossen werden. 
− Da weiterhin in Wahlkreisen gewählt wird, darf durch ein direktes Quorum auch 
keine im Wahlkreis bedeutende politische Kraft ausgeschlossen werden, welche 
in diesem Wahlkreis 10% der Stimmen erzielt. Daraus ergibt sich, dass ein ge-
samtkantonales Quorum von 1% unzulässig ist, weil dies zur Folge hätte, dass in 
einer Mehrzahl der Bezirke auch Parteien mit mehr als 10% der Stimmen im 
Wahlkreis ausgeschlossen würden. Ein gesamtkantonales Quorum kommt somit 
__________________________________ 
118  Dazu vorn III. 3.  
119  Dazu vorn III. 5.  
120  III. 5.  
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nur in Verbindung mit einem alternativ zu erreichenden Bezirksquorum in Be-
tracht. 
− Direkte Quoren sind ausserdem nur in einer Höhe zulässig, die zur Erreichung ih-
res Ziels erforderlich ist. Reduziert bereits ein tieferes Quorum die Beeinträchti-
gung des Ratsbetriebs auf ein erträgliches Mass, so ist dieses tiefere Quorum vor-
zusehen. Angesichts der Erfahrungen im Bezirk Baden ist davon auszugehen, 
dass jedenfalls ein Quorum von 2.5% in einem Bezirk nicht zu einer übermässig 
hohen Zahl von Mandaten der Kleinstparteien führen würde. 
− Unter diesen Umständen ist unter Vorbehalt der notwendigen empirischen Nach-
weise ein Quorum von höchstens 2.5% in einem Bezirk zulässig.  
− Es erscheint uns als sehr unwahrscheinlich, dass empirisch untermauert werden 
könnte, dass trotz der Erfahrungen im Bezirk Baden sachliche Gründe für höhere 
Quoren bestehen könnten. Auch in diesem Fall dürfte aber keine Partei mit Frak-
tionsstärke ausgeschlossen werden und zudem wäre eine Grenze von 10% pro 
Bezirk einzuhalten. Denkbar wäre in diesem Fall somit ein Alternativquorum in 
dem Sinn, dass eine Partei entweder in einem Bezirk ein Quorum von höchstens 
10% erreichen müsste oder dann gesamtkantonal ein Quorum von maximal 3.2%. 
Als Gesamtfazit ist festzuhalten: Unseres Erachtens sind jegliche direkte Quoren 
mangels eines genügenden sachlichen Grundes unzulässig. 
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